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Die "European Policy Unit"
Die "Forschungsgruppe für Europaische Politik" (European Policy Unit) 
wurde 1984 als Mittelpunkt der politikbezogenen Forschung über aktuelle 
Problème der Europaischen Gemeinschaften am Europaischen Hochschulin- 
stitut gegriindet. Die Forschungsgruppe arbeitet auf drei Ebenen: Orga­
nisation von Konferenzen und Seminaren, die das Europaische Hochschulin­
stitut fortwâhrend zum Diskussionsforum für Themenbereiche der Europai­
schen Gemeinschaft macht; Einzelstudien, die von Mitarbeitern des In­
stitutes und anderen Jnstituten durchgeführt werden; Datensammlung und 
Dokumentation, die als Quelle fur Forschung über die Gemeinschaft dienen 
sollen.
Die derzeitigen Interessengebiete der Forschungsgruppe 
konzentrieren sich auf die institutionelle Struktur der Europaischen 
Gemeinschaften; den politischen Dimensionen der Problème der EG u.a. mit 
Forschungsprojekten über die europaische Kommunikationspolitik, den Bin- 
nenmarkt und der europaischen Umweltpolitik; sowie auf die Auslandsbe- 
ziehungen der EG. Hierzu hat die Forschungsgruppe mit der ersten unge- 
kiirzten Verôffentlichung der allgemein zugânglichen Dokumente über die 
Europaische Politische Zusammenarbeit (EPZ) im Rahmen des "EPC-Bulletin" 
begonnen und hat 1988 eine Konferenz über die "Auswârtigen Beziehungen 
der Europaischen Gemeinschaft unter besonderer Berücksichtigung der 
europaisch-amerikanischen Beziehungen" durchgeführt. Im Rahmen dieses 
Teilgebietes fâllt auch die Untersuchung von Klaus-Dieter Stadler zur 
gemeinsamen Politik der EG-Mitgliedsstaaten im Rahmen der EPZ in der Ge- 
neralversammlung der Vereinten Nationen zu Beginn der achtziger Jahre.
Weitere Informationen über die Tatigkeiten der "European Policy 
Unit" konnen vom Direktor der Forschungsgruppe am Europaischen Hoch- 





















































































































































































DIE EUROPA1SCHE POLITISCHE ZUSAMMENARBEIT (EPZ) IN UER 
GENERALVERSAMMLUNG DER VEREINTEN NATIONEN 




Der Artikel analysiert die Zusammenarbeit der zwòif 
Mitgliedsstaaten der Europàischen Gemeinschaft zu 
politischen Themen im Rahmen der Europàischen Poli- 
tischen Zusammenarbeit (EPZ) in der GeneraIversamm- 
lung (G V ) der Vereinten Nationen in den 8üer Jahren 
bis zur 40. GV 1985. Die GV bietet fiir Studi en zur 
EPZ eine geeignete Plattform zur Beobachtung der 
Zusammenarbeit der Zwòif in wichtigen Themen in der 
Weltpolitik. Dabei stelit die Generalversammlung 
eine stàndige Heraus f orderung fiir die
kontinuierliche Zusammenarbeit der Europàer dar. 
Auf der Grundlage von Interviews und der Analyse 
des A b s t immungsverhaltens der zwòif EPZ-Staaten in 
den 1980ern beschreibt der Artikel in welchem Um- 
fang die Zwòif zu einer gemeinsamen europàischen 
AuBenpolitik fàhig sind. Faktoren wie die Süderwei- 
terung der EG werden dabei genauso berücksichtigt 
wie der stàndige Konflikt zwischen einer gemeinsa- 
men europàischen AuBenpolitik und nationalen 
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Die Vereinten Nationen (VN) und insbesondere deren Generalversammlung 
bieten eine ideale Ausgangsbasis fiir eine Fallstudie über die 
Kooperation der zwòlf Mitgliedsstaaten der Europaischen Gemeinschaft zu 
aktuellen politischen Themen in der Internationalen Politik. Entschei- 
dungen der Generalversammlung (GV) beeinfluBen die Entscheidungen in an- 
deren VN-Organen; sie lenken die Aufmerksamkeit der Welt auf ganz be- 
stimmte politische Auseinandersetzungen und definieren fur viele Gesell- 
schaften die real existierenden Weltprobleme; und sie gestalten den po­
litischen Kontext, in dem die Europaer1 mit Hinblick auf wichtige glo­
bale Angelegenheiten operieren miissen. Konsequenterweise werden Abstim- 
mungen und EntschlieBungen der GV - ob falsch oder richtig - oft als 
"Weltmeinung" betrachtet. Dieser Beitrag analyisiert die Kooperation 
der Zwòlf zu politischen Themen im "Framework" der Europaischen Politi­
schen Zusammenarbeit (EPZ) und der Europaischen Gemeinschaft (EG) in der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen in den 80er Jahren.2
Die VN sind sowohl eine Herausforderung als auch ein Problem fur 
die kontinuierliche Kooperation zwischen den europaischen Staaten. Die 
strukturellen Ausgangsvoraussetzungen basieren auf der dominierenden 
Mehrheit der Dritten Welt und deren Forderung nach wirtschaftlicher und 
politischer Gleichberechtigung. Die westlichen Staaten befinden sich 
daher gròBtenteils in einer defensiven Position und sind mehr mit Scha- 
densbegrenzung als mit der Realisierung eigener politischer Ideen 
beschàftigt.3
Gemeinsame Aktionen der Zwòlf sind der Aufmerksamkeit anderer 
Gruppen, Blòcke oder einzelner Staaten im VN-Kontext gewifì, die in zu- 
nehmenden Mafie erwarten, dafì die Europaer mit einer "Stimine spreehen". 
Dieser Beitrag überprüft, inwieweit die Zwòlf in der Lage sind, diesen 
Erwartungen gerecht zu werden. Die Suderweiterung der EG 1981 mit Grie- 
chenland und 1986 mit Spanien und Portugal konfrontierte die EPZ mit. 
neuen Herausforderungen.4 Der standige Konflikt zwischen nationalen und 
europaischen Interessen im EPZ-OaEntscheidungsprozefl bildet einen 
wichtigen Determinator für Erfolg oder MiBerfolg einer gemeinsamen euro­
paischen Politik und beeinflufìt entspreehend die Position der EG und die 



























































































EPZ-KONSULTATIONEN UND INSTRUMENTE IN DER GENERALVERSAMMLUNG
Die EPZ-Konsultationen in den VN dienen vor allen Dingen zwei Zielen. 
Erstens bieten sie die Mechanismen mit deren Hilfe die Zwôlf - mit 
"einer Stimme" sprechend - europaische Positionen verbreiten und ihr ge- 
meinsames Gewicht effektiv zur Geltung bringen kônnen. Zweitens kônnen 
sie zur Vermeidung von Kontradiktionen zwischen den nationalen Positio­
nen der einzelnen Mitgliedsstaaten beitragen.
Die diplomatischen Vertretungen der Zwôlf und der EG-Kommission5 
in New York agieren innerhalb der EPZ-Leitlinien, um Ansichten zu 
koordinieren und entsprechende gemeinsame Aktionen zu berücksichtigen. 
Wâhrend der Sitzungsperiode der GV finden wôchentlich^Sitzungen auf 
Botschafterebene statt, die durch Treffen der Vertreter in den GV- 
Hauptausschüssen, sowie durch Sitzungen themenspezifischer Arbeitsgrup- 
pen ergânzt werden. Die hohe Anzahl gemeinsamer Treffen ist ein 
beeindruckender Indikator für die Entwicklung der Kooperation zwischen 
den EG-Mitgliedern zu allen Themenbereichen in den VN.
Zur Anzeige gemeinsamer Positionen gegenüber anderen Staaten- 
blôcken und einzelnen Staaten bedienen sich die Zwôlf in der Generalver- 
sammlung fünf unterschiedlicher MaBnahmen: der Einbringung von 
Tagesordnungspunkten; der Einbringung eigener Résolutionsentwürfe zu 
Tagesordnungspunkten; gemeinsame Erklàrungen zu Tagesordnungspunkten in 
der Generalaussprache im Plénum; Gemeinschaftserklàrungen zu 





























































































ANZAHL VON SITZUNGEN PER ZWOLF 
IN PER 40. SITZUNGSPERIODE PER GENERALVERSAMMLUNG
Total 1985: 258
Anzahl von Sitzungen in der 35. - 39. GV
176 1981: 245 1982: 285 1983: 208 1984 :
EG Sitzungen in der 40. G V : *
Stàndige Vertreter: 23
40. Jahrestag der V N : 8
Expertengruppe Naher Osten: 23
Expertengruppe Asien: 4
Expertengruppe Africa: 13
Expertengruppe L a teinamerika: 3
1. Hauptausschufl der UN: 17 (62 )
Spezieller Politischer Ausschufl: 1 1 (46)
2. Hauptausschufl: 76 (52)
3. Hauptausschufl: 24 (72)
4. Hauptausschufl: 3 (23)
5. Hauptausschufl: 30 ( 70)
6. Hauptausschufl: 23 (55)
258
*: In Klammer sind die entsprechende Anzahl




























































































Die Einbringung von Tagesordnungspunkten und Resoiutionsentwiirfen 
wird für die Europaer aufgrund der Minderheitenposition, in der sich der 
Westen in der Generalversammlung befindet, erschwert und allenfalls von 
einzelnen Mitgliedsstaaten angewendet, wohingegen die Dritte-Welt Mehr- 
heit regelmaBig die Tagesordungspunkte diktiert. Daher verbieiben die 
übrigen drei MaBnahmen für die genereli gebrâuchliche Pràsentation der 
EPZ-Positionen in der Generalversammlung.
Im Rahmen der Erôffnungssitzung der Generalversammlung wird durch 
den AuBenminister des die EG-Ratsprasidentschaft innehabenden Mitglieds- 
landes eine gemeinsame Erklàrung der Zwôlf vorgetragen. Diese jahrliche 
Rede in der GV wurde in den 80er Jahren zur Tradition und determiniert 
in komprimierter Form die gemeinsamen EG-Positionen zu internationalen 
Themen und stellt damit die Ausgangsbasis für gemeinsame europaische 
Initiativen im spateren Verlauf der Generalversammlung dar. Diese ge­
meinsame Erklàrung wird unter Partizipation sowohl der EPZ-Organe als 
auch der Gemeinschaftinstitutionen entwickelt und entworfen. Anhand 
dieser Erklàrung wird Drittstaaten die Mòglichkeit erôffnet, die Rolle 
der Zwôlf in der Generalversammlung frühzeitig zu bestimmen.
Gemeinsame Erklarungen zu spezifischen Tagesordnungsdebatten 
definieren hingegen die detailierten Positionen der gemeinsamen europai- 
schen Politik zu den politischen Kernbereichen in der GV. Sie bilden 
damit die Ausgangsposition für weitere diplomatische Aktivitâten der 
Zwôlf im Laufe der Generalversammlung. Zu Themen, bei denen innerhalb 
der EPZ Übereinstimmung herrscht, verdeutlichen diese Erklarungen die 
gemeinsame europaische Position. Zu Themen, wo hingegen Meinungsunter- 
schiede zwischen den EG-Partnem existieren, stellen diese Erklarungen 
lediglich den Minimalkonsens der Zwôlf dar. Wie in Tabelle II gezeigt 
wird, hat die Summe gemeinsamer Erklarungen in den 1970ern zugenommen. 
Erklarungen der Zwôlf zu einzelnen Resolutionen in der Plenumsdebatte 
oder in Form von Beitrâgen zur Sachdebatte in den Ausschüsssen der Gene- 
ralversammlung tendieren zu einer eher fundamentalen Darstellung gemein­
samer Positionen. Erwahnenswert ist, daB dieses Konzept der abgestimmten 
Diplomatie der Zwôlf und die daraus resultierenden Konsenspositionen 
auch den EntscheidungsfindungsprozeB neutraler westlicher Staaten oder 




























































































Eine "explanation of vote", durch die gemeinsames Abstimmungsver- 
halten angezeigt wird, gilt als stârkstes gemeinsames Instrument; eine 
Gemeinschaftserklarung hingegen, die lediglich den Grundkonsens bei un- 
terschiedlichem Abstimmungsverhalten anzeigt, kann als schwâchstes Akti- 
onsmittel der Zwòlf in den VN bezeichnet werden. Betrachtet man die nu- 
merische Entwicklung der diversen Indikatoren einer gemeinsamen Politik 
in den 80er Jahren, so kônnen bereits hier die auf den Beitritt Grie- 
chenlands folgenden Schwierigkeiten zwischen den EG-Mitgliedslândern, 
eine Konsensposition zu erreichen, abgelesen werden. Aufgrund 
griechischen Dissens war es der EG in den 80er Jahren zu einem gering- 
eren Masse als Ende der 70er Jahre moglich, gemeinsame Erklarungen zur 
Stimmabgabe zu verabschieden. Die Zwòlf waren zwangslâufig gezwungen, 
auf die weniger gewichtige Form von Gemeinschaftserklarungen 
iiberzuwechseln, urn gemeinsame Positionen zu eriàutern, auch wenn indivi­
duelle Mitgliedsstaaten gelegentlich zu Teilgebieten des entsprechenden 
Themas in gesonderten Erklarungen abweichende Positionen vertraten.
Eine Observation der diversen Themenbereiche, zu denen gemeinsame 
Positionen in der 40. Generalversammlung erreicht wurden, enthülJt 
trotzdem ein breites Feld an Konsens. Zwòlf gemeinsame Abstimmungser- 
klarungen ("explanation of votes") wurden zum Nahen Osten abgegeben, in 
fünf weiteren "declarations" nahmen die Europaer inhaltlich Stellung zu 
Südafrika und Namibia, hinzu kamen Stellungnahmen zu Kampuchea, Afghani­
stan und der Situation in Mittelamerika. Acht Erklarungen gaben die 
Zwòlf zu Sicherheits- und Abrustungsthemen ab, sechzehn wurden zu Wirt- 
schafts -und Entwicklungsthemen, hauptsàchlich im dafür zustandigen 
zweiten HauptausschuB der GV abgegeben.
Eine "explanation of vote" im Namen der Zwòlf besitzt ein Gewicht, 
das individuelle nationale Erklarungen nicht erreichen kônnen. Diplom­
atie in den Vereinten Nationen erfordert die Konstruktion von Allianzen 
zwischen Gruppen und die Bildung von Mehrheiten. Falls die Zwòlf daher 
zu entscheidenden Themen divergierende Auffassungen vertreten, wird 
nicht nur die Moglichkeit einer Akzeptanz ihrer unterschiedlichen Posi­
tionen reduziert, sondem einzelne Staaten, insbesondere die kleineren 
Mitgliedstaaten, verlieren auch effektive Mittel, urn ihren Positionen 
Gehor zu verschaffen. Das "framework" der EPZ bildet hingegen eine sol- 
ché Basis und zeigt sich insbesondere dann wirksam, wenn die Zwòlf in 




























































































Stellungnahmen in den Debatten der Vereinten Nationen tendieren von 
jeher dazu, in allgemeine Termini abgefasst zu sein. Selten enthaïten 
sie detaillierte Positionen, was der EPZ-Praxis entgegenkommt. Gewôhn- 
lich besteht zwischen den Mitgliedsstaaten Übereinstimmung in den funda- 
mentalen Positionen; Schwierigkeiten entstehen allerdings über die je- 
weiligen Einzelaspekte und die zu verwendenden Mittel. Taktische 
Überlegungen und Sonderinteressen einzelner Mitgliedsstaaten 
komplizieren die Elaboration gemeinsamer Stellungnahmen noch weiter.
solution durch ihre abgestimmte Diplomatie einzuwirken und damit die
Aufmerksamkeit anderer Gruppen auf die europaische Position ziehen
kônnen.
TABELLE II
ANZAHL EUROPA1SCHER ERKLARUNGEN IN 
PER GENERALVERSAMMLUNG 1974 - 1985
1974 1975 1976 197! 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985
GESANTZAHL 15 36 SO 61 72 82 69 123 90 86 86 79
Geieinsane Brklârungen 20 25- 27 26 30 66 51 58 56 52
Brklârungen zu Resolutionen 2 9 3 5 11
Antrâge zur Geschâftsordnung 1




























































































DAS ABSTJJMUNGSVER! IALTEN DER ZWÜLF
Die Solidaritàt der Zwôlf und die Koordination ihrer gemeinsamen Politik 
in den VN kann am eindeutigsten anhand ihres Abstimmungenverhaltens in 
der Generalversammlung beobachtet werden. So bemerkt Richard Jackson, 
"votes are a better indication of behavior in the General Assembly, sin­
ce contested issues are more likely to mirror real-world problems".6 
Trotz der zunehmenden Tendenz der Generalversammlung, Resolutionen per 
Konsensus, ohne Abstimmungsverfahren anzunehmen, bleibt der EPZ- 
Abstimmungsprozess auch in diesen Fallen bedeutsam. In vergangenen Jah- 
ren wurden beispielsweise in jeder Generalversammlung mehr als 50 Pro- 
zent aller EntschlieBungen "by consensus" verabschiedet. Die 
Partizipation an den Verhandlungen über diese EntschlieBungstexte bilden 
fur die Europaer eine wichtige Mòglichkeit, durch gemeinsames Auftreten 
extreme Positionen Dritter Welt-Staaten abzuschwàchen.
Die Erweiterung der EG von neun auf zwôlf Mitgliedsstaaten hatte 
allerdings divergierenden EinfluB auf den EPZ-ProzeB. Der Beitritt Grie- 
chenlands 1981 und der kurz darauf erfolgte Wahlsieg der Sozialisten 
fiihrte in der Folge zu divergierenden griechischen Positionen bei diver- 
sen auBenpolitischen Themen gegenüber der vorherrschenden EG - Mehr- 
heitsmeinung und isolierte Griechenland dementsprechend innerhalb der 
EG. Dies erschwerte seit 1981 zwangslàufig den AbstimmungsprozeB zwi- 
schen den Europaern in der Generalversammlung. Die Partizipation von 
Spanien und Portugal am EPZ-ProzeB in New York wurde seit 1985 dagegen 
von pro-europaischen Regierungen angefiihrt, die eher konzessionsbereit 
und Willens waren, bereits etablierte europaische Positionen in solchen 






























































































VERGLEICH GEMEINSAMER. EG-POSITIONEN 
IN DER GENERALVERSAMMLUNG
Gbersicht uber gemeinsame Positionen zu Resolutionen, 
Anderungsantràgen und einzelnen Paragraphen angenommen durch 
Konsenaus (KONS), gemeinsamem (GV) oder uneinheitlichem (UV) 
Votum in der GV von 1975-1985*
JAHR KONS GV TOTAL % UV %
1985 197 81(107) 287(304) 70., 9 (77 .6) 114(88) 29 ., 1 (22 ,.4)
1984 201 66(104) 267(305) 68 . 5 (78 .2) 123(85) 31 .5( 21 .8)
1983 205 54(87) 259(292) 68.■ 0( 76..6) 122(89) 32,,0( 23,,4 )
1982 196 74(100) 270(296) 72,. 2 (79,.1) 104(78) 27 ., 8 (20..9)
1981 206 76(104) 282(310) 77 ,• 3 (
00 .9) 83(55) 22 . 7 (15 ,. 1 )
1980 195 68 263 80,. 9 62 19., 1
1979 203 97 300 82,.2 64 17,.8
1978 167 95 262 84 ,0 50 16.,0
1977 166 67 233 83 ,. 5 46 16 , 5
1976 158 61 219 82 ,. 3 47 17 ., 7
1975 110 66 176 83,.4 35 16..6
Durchschnitt % 1975 -1985 77 ,6 22,. 4
Durchschnitt % 1981 -1985 71. 4 (79..3) 39. 6( 20 .7)
t: In Klaamern befinden sich die entsprechenden Zahlen bei einer Ausklaaraerung der Voten Griechenlands 




























































































Wie aus Tabelle III ersehen werden kann, erreichte die EPZ ihren 
Hohepunkt gemeinsamer Positionen mit 84 Prozent im Jahre 1978; wohin- 
gegen in den 80er Jahren die Anzahl gemeinsamer Positionen um etwa 10 
Prozent abnahm. Den Einflufi, den hierbei die EG-Süderweiterung auf das 
Abstimmungsverhalten ausübte, kann man aus der Tatsache erkennen, daft 
bei einer Ausklammerung der dissentierenden Voten Spaniens und Portugais 
fur 1985 und Griechenlands seit 1981, die Durchschnittsanzahl gemeinsa­
mer Positionen der verbleibenden neun Mitglieder fiir die vier General- 
versammlungen seit 1981, 79,3 Prozent betrâgt. Demgegenüber stimmten in 
der gleichen Période alle Zwôlf durchschnittlich nur in 71,4 Prozent al­
ler Resolutionen überein. Die Abstimmungsdisziplin der "alten" neun EG- 
Mitgliedslànder nahm daher in den 80er Jahren nur geringfügig ab.
Allerdings sind die oben angeführten Zahlen dadurch, daft Konsensus- 
Resolutionen mehr als 50 Prozent aller in einer Generalversammlung ange- 
nommenen Entschlieftungen ausmachen, insuffizient. Viele dieser 
Resolutionen, wenn auch nicht alle, behandeln Routine- oder 
bedeutungslose Themen, zu denen es keine Meinungsverschiedenheiten zwi- 
schen den EPZ-Mitgliedem geben kann. Daher erscheint durch eine Einbe- 
ziehung dieser Konsensresolutionen die EPZ-Kooperation effektiver als 
sie tatsâchlich ist.
Eine Analyse, die alleine auf Entschlieftungen basiert, die durch 
Abstimmung angenommen werden, ergibt daher ein objektiv verlàftlicheres 
Kriterium für eine Bewertung des existierenden EPZ-Konsensus. In diesen 
Fallen stehen die EG-Mitglieder weniger unter Druck, nationale Vor- 
behalte zugunsten eines, die "Weltgemeinschaft" umfassenden Konsensus, 
zur Seite zu stellen. Die Erzielung gemeinsamer EG-Positionen zu um- 
strittenen Resolutionen in der Generalversammlung basiert hingegen 




























































































VERGLEICH DES EC-ABSTIMMUNGSVERHALTENS IN UER OV
Übersicht über Bemeinsame(GV) und uneinheitliche(UV) Voten 
zu Resolutionen, finderungsantràgen und einzelnen Paragraphe!! 
in der GV von 1975-1985*
JAHR TOTAL VOTES GV % UV %
1985 195 81(107) 41.5(54.9) 114(88) 58.5(45.1)
1984 189 66(104) 34.9(55.0) 123(85) 65.1(45.0)
1983 176 54 (87) 30.7(49.4) 122(89) 69.3(50.6)
1982 178 74(100) 41.6(56.2) 104(78) 58.4(43.8)
1981 159 76(104) 47.8(65.4) 83 (55) 52.2(34.6)
1980 130 68 52.3 62 47.7
1979 162 97 59.9 65 40.1
1978 145 95 65.5 50 34.5
1977 113 67 59.3 46 40.7
1976 108 61 56.4 47 43.6
1975 101 66 65.3 35 34.7
Durchschnitt % 1975-1985 50.5(58.1) 49.5(41.9)
Durchschnitt % 1981-1985 39.3(56.2) 60.7(43.8)
*: In Klamern befinden sich die entsprechenden Zahlen bei einer Ausklannerung der Voten Griechenlands 




























































































Tabelle IV vergleicht das Abstimmungsverhalten der Mitgliedsstaaten 
in den Sitzungen der Generalversammlung zwischen 1975 und 1985. Sie 
indiziert, daB die EPZ 1978, gemessen am Abstimmungsverhalten, mit 65,5 
Prozent gemeinsamer Positionen ihren vorlaufigen Hohepunkt an 
Ubereinstimmung erreicht hat. Nach dem Beitritt Grieehenlands zur EG 
1981 nahm die proportionate Zahl gemeinsamer Abstimmungen in den folgon- 
den Sitzungsperioden der GV ab. Wahrend dieser Zeit blieb die proportio­
nate Anzahl gemeinsamer Positionen unter den entprechenden Zahlen fur 
die 70er Jahre. SchlieBt man nun wiederum die entsprechenden Zahlen fur 
Griechenland seit 1981 und Spanien und Portugal seit 1985 aus, so kann 
ebenfalls eine wesentlich geringere Abnahme beobachtet werden, wenn auoh 
die gemeinsamen Positionen der verbleibenden neun Mitgliedsstaaten pro­
portional gesehen ebenfalls unter den entsprechenden Zahlen der 1970er 
bleiben.
Der Ruckgang der gemeinsamen Abstimmungsdisziplin in den 80er Jah- 
ren konnte bisher groBtenteils auf den "negativen" EinfluB der Mitglied- 
schaft Grieehenlands zuruckgefiihrt werden. Aber auch unabhangig von 
diesem "Unruhefaktor", ist eine Stagnation eingetreten, die eine Unfa- 
higkeit der EPZ indiziert, die zunehmende Anzahl von Konsultationen in 
eine kongruente Erweiterung des gemeinsamen Abstimmungsverhaltens 
umzusetzen.
NATIONALE INTERESSEN UND MINDERHEITENPOS1TIONEN
Das Leitmotiv fiir die zwôlf Mitgliedsstaaten im EPZ-Prozess besteht in 
der Erlangung von einheitlichen Positionen zu den auf der Tagesordnung 
stehenden Themen der Generalversammlung. Wunsch und Wirklichkeit sind 
oft jedoch weit voneinander getrennt, wie die Anzahl divergierender Ab­
stimmungen der Zwôlf beweisen. Zu beinahe der Hâlfte aller zur Abstim- 
mung vorgelegten Resolutionen in der GV seit 1975 bestanden Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen den Zwôlf.
Die Konsensprobleme in der Generalversammlung spiegeln sich auch im 
gesamten EPZ-Prozess wider. Die langwierigen Verhandlungen, die der 




























































































verdeutlichen die Reluktanz der einzelnen Regierungen, zugunsten einer 
auBenpolitischen Gemeinschaftshaltung auf spezifische nationale Positio- 
nen zu verzichten. Die EPZ arbeitet weiterhin mit einem "non-binding 
decision-making process" der es den Mitgliedsstaaten jederzeit 
freistellt, individuelle nationale Jnteressen zu verfolgen.
1st es môglich, bei einer Messung der (fehlenden) Bereitschaft ein- 
zelner Mitgliedsstaaten, am Prozess der Erlangung gemeinsamer Positionen 
in den VN aktiv und konzessionsbereit mitzuarbeiten, zwischen EPZ- 
Mitgliedern, die den EG "mainstream" bilden und "Non-Konformisten" zu 
unterscheiden? Für eine entsprechende Analyse sind die Gründe, die zu 
Einvemehmen oder Nicht-Einvernehmen uber eine gemeinsame Europaische 
Politik im Kontext der Vereinten Nationen führen zu examinieren. In wel- 
chem Umfang machen die Mitgliedschaft in einer "externen" Kontaktgruppe, 
besondere Beziehungen zu einem oder mehreren Staaten auBerhalb der EG, 
verbunden mit einem nationalen "approach" zu bestimmten Themen oder der 
"Beweis" ideologischer Glaubwürdigkeit, die Adaption einer gemeinsamen 
europaischen Politik für einzelne Mitgliedstaaten weniger greifbar? Für 
die folgende Analyse kann die Hypothèse aufgestellt werden, daB nationa­
le Interessen und Positionen, beinfluBt durch innenpolitische Praokkupa- 
tionen oder Sonderbeziehungen zu anderen Staaten, oft entscheidend das 
Abstimmungsverhalten der individuellen Mitgliedsstaaten beieinflufìen.
In der 40. GV divergierte das Abstimmungsverhalten der Zwòlf bei 
114 Resolutionen oder, in anderen Worten, bei 58,5 Prozent aller per Ab- 
stimmung angenommenen Resolutionen. Bei uneinheitlichen Stimmabgaben 
zwischen den Zwòlf konnen solche Resolutionen unterschieden werden, bei 
denen ein Mitgliedsstaat mit seinem Voturn innerhalb der EG isoliert war 
oder aber andere Staaten seinen Minderheitenstandpunkt teilten. Die mei- 
sten uneinheitlichen Stimmabgaben erfolgten durch ein "Splitting" in 
Form von "Nein - Enthaltung" oder "Ja - Enthaltung" zwischen EG- Mehr- 
heit und Minderheit. Da Enthaltungen eine weniger extreme Form der 
Stimmabgabe darstellen sind diese "Splits" weniger gravierend als eine 
uneinheitliche Stimmabgabe in Form von "Ja - Nein", bei der sich die EG- 
Partner diametral gegenüberstehen. Eine andere Form unheitlicher 
Stimabgabe ist der "three-way-split". Hierbei votieren einige Mitglieds- 
lânder positiv, andere ablehnend und einige mit "Enthaltung", wobei in 





























































































In der 40. Sitzungsperiode der GV gab es fünfzehn isolierte Minder- 
heitenvoten innerhalb der Zwolfer-Gruppe. Neun dieser Voten wurden von 
Griechenland und vier von Frankreich (hauptsàchlich zu Abrüstungsfragen) 
abgegeben. Bei Abstimmungen zu einundzwanzig Resolutionen befanden sich 
jeweils zwei Mitgliedslander in der Minderheit: Griechenland war an 
siebzehn und Spanien an zwôlf Resolutionen beteiligt. "Three-way-splits" 
erfolgten bei 33 Resolutionen, wobei groBtenteils keine starke Mehrheit 
innerhalb der EG für eine bestimmte Position eintrat. "Three-way-splits" 
erfolgten hauptsàchlich im 1. HauptausschuB zu Abrüstungsfragen sowie zu 
einigen Resolutionen den Nahen Osten und Südafrika betreffend. Diametral 
entgegengesetzte Voten von EG-Staaten gab es in der 40. GV nur in drei 
Fallen: In einer Abstimmung war Griechenland der einzige europaische 
Staat, der eine Resolution, die Israels nukleare Bewaffnung verurteilte, 
befürwortete, wâhrend die übrigen 11 EG-Staaten diese Resolution 
ablehnten. Bei zwei anderen Resolutionen zu Abrüstungsfragen fanden sich 
Irland und Griechenland mit ihrem Abstimmungsverhalten im vôlligen 
Gegensatz zu den übrigen EG-Staaten.7 Die geringe Anzahl diametral auf- 
tretender Abstimmungen zeigt die Sensibilitât der Mitgliedsstaaten, eine 
vôllig entgegengesetzte Position zur überwiegenden EG-Mehrheit wennmog- 
lichst zu vermeiden und vorzugsweise auf eine weniger extreme Form des 
Dissens, nâmlich der Stimmenthaltung, zurückzugreifen.
Die drei Beneluxstaaten sind nach der geringen Anzahl ihres Dissens 
die am starksten in den EPZ-ProzeB integrierten Mitgliedsstaaten; sie 
stellen quasi das politische "core" des EPZ-"mainstream" in New York 
dar. Dissens bei der Stimmabgabe fand nur in Ausnahmefallen statt, wenn 
essentielle nationale Interessen betroffen waren.
Als Gründungsstaaten der EG teilen Italien und die Bundesrepublik 
Deutschland in vielen Bereichen die gleichen wirtschaftlichen, sozialen 
und polititschen Ansichten innerhalb der Vereinten Nationen und sind 
gleichfalls dem europaischen "mainstream" zuzuordnen. Die Minderheiten- 
voten Italiens blieben in den 80er Jahren relativ konstant, wàhrend die 
der Bundesrepublik 1983 mit achtzehn Minderheitenvoten ihren Ilohepunkt 
erreichten. Italien ist in Politikbereichen mit geographischen, hi- 
storischen oder wirtschaftlichen Sonderbeziehungen, entsprechend "non- 
konformistischer " als die Bundesrepublik, wie sich regelmaBig bei Reso­
lutionen zum Nahen Osten oder Palâstina zeigt. Eine ahnliche Sonder- 




























































































Resolutionen ein. Hier sind die beiden EG-Partner am wenigsten innerhalb 
der Zwolf gewillt, den Forderungen der Dritten-Welt-Mehrheit, wirt- 
schaftliche Sanktionen gegenüber Sikiafrika zu verhângen, nachzugeben. 
Die einzige Abstimmung, in der sich die Bundesrepublik zusammen mit dem 
Vereinigten Kônigreich innerhalb der EG isoliert fand, war ihre 
Enthaltung zur "law of the sea"-Resolutions. Bei drei Resolutionen zur 
Namibia-Frage9 enthielt sich die Bundesrepublik zusammen mit Frankreich 
und dem Vereinigten Kônigreich der Stimme und gab damit einem Konsens 
der Mitglieder der Namibia-Gruppe die Pràferenz gegenüber demjenigen der 
Europaischen Gemeinschaft10. Dies waren die einzigen Entscheidungen in 
der 40. GV, bei denen sich die Bundesrepublik in einer relativ iso- 
lierten Minderheitenposition - mit weniger als drei Partnerstaaten - 
befand. Nur ein einziges Mai, 1981, votierte die Bundesrepublik alleine 
gegen die übrigen EG-Partner. Italien hat andererseits seit 1981 nicht 
ein einziges "single"- oder "two-minority"- Votum abgeben.
Zwei andere Mitgliedsstaaten, Frankreich und das Vereinigte 
Kônigreich, konnten wahrend der gesamten Untersuchungsperiode 
überwiegend im europaischen "mainstream" angetroffen werden. Ihre Posi­
tion in der EPZ wird allerdings durch verschiedene Aspekte, die sie von 
den übrigen Partnem differenzieren, charakterisiert. Als stàndige Si- 
cherheitsratsmitglieder und als Nuklearmachte verfolgen sie oft Sonder- 
interessen in Sicherheits -und Abrüstungsfragen. Ihre besonderen Bezie- 
hungen zu ehemaligen Kolonien und die Verwaltung noch bestehender 
kolonialer Enklaven sensibilisiert die beiden Lander bei 
Dekolonialisierungsthemen in der Generalversammlung. Frankreich bezog 
auch bei Zentralamerikanischen Themen eine starkere "non- 
konformistische" Position als die Mehrzahl seiner europaischen Partner. 
Insbesondere in diesem Bereich üben amerikanische Positionen einen Ein- 
fluB auf das Abstimmungsverhalten der einzelnen europaischen Staaten 
aus. Grofibritannien naherte sich in den vergangenen Jahren mehr und mehr 
dem europaischen "mainstream" an. Wie Frankreich, hat es bei Abrüstungs- 
themen die grofite Anzahl von Dissens-Voten. Weiterhin bezog es, wie die 
Bundesrepublik, eine striktere Ablehnungshaltung gegenüber der Forderung 
der Dritten Welt, nach Verhàngung von Sanktionen gegenüber Südafrika, 
als die Mehrzahl seiner europaischen Partner. Sein einziges "one- 
minority"- Votum in der 40. GV erfolgte zur Resolution über "Public 
Information and Public Action against Apartheid"11, bei der es sich 




























































































Entschliefîung stimmten. Zur Frage der Falkland Inseln mifîlang dcr Ver- 
such einer Konsensbildung zwischen den Zwôlf. Bei der Resolution über 
die "Question of the Falkland Islands (Malvinas)"12 erfolgte ein "three- 
way split" des europaischen Votums, das Vereingte Kônigreich stimmte als 
einziger Mitgliedsstaat gegen die Resolution, wâhrend Griechenland, 
Frankreich, Italien und Spanien mit "Ja" votierten und die verbleibenen 
sieben EG-Staaten sich der Stimme enthielten.
In den vergangenen Jahren war Danemark in den meisten Themen- 
gebieten im "mainstream" anzutreffen, wohingegen es eher "non- 
konformistische" Positionen bei EntschlieBungen zu Menschenrecht.s- und 
Abrüstungfragen sowie zu sozialen Problemen bezog. In vielen derartigen 
Resolutionen nalim Danemark eine gemeinsame Position mit den Mitgliedern 
der Nordischen Gruppe ein.13 Auch in Venialtungs -und Haushaltsfragen im 
5. Hauptauschufl der GV befand sich Danemark oft im Konflikt mit seinen 
europaischen Partnern. Danemark war an fünf der acht in diesem AusschuD 
auftretenden abweichenden EG-Voten beteiligt. Auch sein einziges "two- 
minority" Votum wurde in diesem Ausschufi abgegeben.14 Die Tatsache 
jedoch, dafl Danemark seit 1981 nur ein einziges "one-minority" Votum und 
nur vier "two-minority" Voten abgab, ist ein Indikator für die Absicht, 
eine vôllige Isolation zu vermeiden und nur zusammen mit anderen EG- 
Staaten eine Minderheitsposition zu beziehen.
Irland ist eher zu den "Non-Konformisten" innerhalb der Europai­
schen Gemeinschaft zu zâhlen, zu denen man auch Griechenland und Spanien 
rechnen kann. In sicherheitspolitischen und militarischen Fragen 
befindet sich Irland, das als einziges EG-Mitglied nicht der NATO 
angehôrt, in der Rolle eines Aufienseiters. Die Mehrheit seiner 27 Min- 
derheitenvoten im Jahre 1985 wurden dementsprechend zu Abrüstungsfragen 
abgegeben. Auch bei vielen wirtschaftspolitischen Themen orientiert sich 
Irland mehr an Landern der Dritten Welt als an seinen europaischen 
Partnern; eine eher "non-konformistische" Position vertritt es ebenfalls 
in Menschenrechts- und Sozialen Fragen. Aile sieben seiner "two- 
minority" Voten gab Irland zusammen mit Griechenland in der 40. GV zu 
AbrüstungsentschlieBungen ab.
Die beiden neuen Mitgliedsstaaten der EG, Spanien und Portugal ha- 
ben sich sehr schnell in den EPZ-ProzeB in New York integriert. Dies 




























































































derheitenpositionen in der 40. GV seine pro-europaische Haltung und 
Konsensbereitschaft verdeutlichte. Aufgrund ihrer Sonderbeziehungen zu 
ehemaligen Kolonien in Afrika sowie Mittel- und Südamerika sehen sich 
die beiden neuen Mitgliedsstaaten als Verbindungselement zwischen der EG 
und diesen afrikanischen und lateinamerikanischen Landern in den Verein- 
ten Nationen. Die Fòrderung der Etablierung von Konsultationen der EG 
mit der Contadora-Gruppe durch Spanien und Portungal 1984 und 1985 und 
deren Intensivierung bis heute ist ein herausragendes Beispiel fur die 
zunehmende Sensibiliserung Europas fur Lateinamerikanische Problème. Zu 
Nah-Ost Themen gab Spanien, gemeinsam mit Griechenland, sieben "two- 
minority" Voten zur Entschliefîung über die "Question of Palestine"15 ab. 
Diese beiden Staaten nahmen grundsâtzlich eine eher "pro-arabische" 
Haltung16 im Gegensatz zu den übrigen EG-Staaten ein, die vereinzelt 
auch von Italien und Frankreich unterstützt wurde. Spanischer Dissens 
erfolgte auch bei Abrüstungs -und Menschenrechtsthemen. Bei Südafrika- 
Resolutionen schlofì sich Portugal oft der britisch - deutschen Minder- 
heitenposition an. Auf der Grundlage seiner zahlreichen Minderheitsvoten 
kann Spanien, trotz einer wesentlich pro-europaischeren Grundeinstellung 
als Griechenland in der 40. GV, zu der Gruppe der "Non-Konformisten" 





























































































MINDERHEITENVOTEN IM EG-BLOCK IN PER 
40. GENERALVERSA M M L U N O 1’ ,
MINDERHEIT VON
i 2 3 4 5 TOTAL
Belgien 0 0 1 0 0 1
Danemark 0 1 5 9 2 17
BR Deutschland 0 1 3 2 1 7
Griechenland 9 17 15 10 3 54
Frankreich 4 3 4 4 3 18
Irland 0 7 7 9 4 27
Italien 0 0 0 2 3 5
Luxemburg 0 0 0 0 0 0
Niederlande 0 0 2 2 1 5
GroBbritannien 1 3 4 2 1 11
Portugal 0 0 6 2 3 11





























































































VBROLEICH VON MINDERHBITEN IN PER EG 1981-1985
HIHDERHEITEH
»cn einea von awei von drei voti vier von fiinf
1981 1982 1983 1984 1985 1981 1982 1983 1981 1985 1981 1982 1983 1981 1985 1981 1982 1983 1981 1985 1985
BELGIEH 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 2 2 1 1 6 5 1 0 0
OMASI 1 0 0 0 0 1 2 0 0 1 3 7 17 10 5 < 1 7 6 9 2
B8 DEUTSCHLAND 0 1 0 0 0 1 3 5 2 1 3 2 1 1 3 5 5 9 5 2 1
CRIECHENLAND 28 26 33 38 9 9 11 9 13 17 5 10 17 11 15 3 1 5 2 10 3
FRANEREtCH 2 2 2 1 1 5 6 1 5 3 1 3 1 1 1 1 6 7 1 1 3
IRLAND 1 1 0 1 0 6 11 7 12 7 6 9 17 9 7 3 3 5 3 9 1
ITALIEM 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 2 1 0 0 1 1 6 2 2 3
LUlHfBURG 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 1 1 0 3 5 1 1 0 0
NIEDERLANDE 0 0 0 0 0 1 1 1 0 0 1 1 0 2 2 3 S 3 3 2 1
GROBBRITANNIEN 3 2 1 5 1 5 7 8 6 3 2 2 6 5 1 6 9 9 5 2 1
PORTUGAL 0 0 6 2 3




























































































Griechenland beschreibt seine Rolle in der EPZ selbst als die einer 
"progressive force", wobei es die EG in vielen Aktionen unterstütze, An- 
strengungen zur Erlangung einer einheitlichen Haltung unternehme und 
auch "Opfer zur Erlangung gemeinsamer europaischer Positionen" mache. 
Viele europaische Diplomaten charakterisieren Griechenland dagegen eher 
als "trouble-maker". Griechenland ist das schwierigste Mitglied im EPZ- 
ProzeB, das alleine 1985 in 54 Fallen von den Positionen seiner europai- 
schen Partner divergierte. Seit seinem EG-Beitritt 1981 hat es 134 
"single-minority" Voten in der GV abgegeben, eine Zahl, die beinahe 
viermal so hoch ist, wie die Summe von 35 "one-minority" Voten, abgege­
ben von den anderen elf Mitgliedsstaaten im gleichen Zeitraum. In alien 
Hauptausschüssen der GV ist Griechenland der "top non-conformist" der 
EPZ-Gruppe; insbesondere bei Abriistungsfragen und sicherheitspolitischen 
Themen, bei Entschliefiungen zum Nahen Osten, Südafrika und bei Menschen- 
rechtsfragen sind die Minderheitsvoten Griechenlands am hôchsten. Mit 
Ausnahme der okonomischen Themen war Griechenland in alien in der GV um- 
strittenen Themen "non-konformistischer" als seine Europaischen Partner.
ABST1M4UNGSVER1IALTEN IN POLITISCIIEN KERNBEREICIIEN
Bei einer Analyse der Stimmabgaben der Zwolf in der 40. GV kann festge- 
stellt werden, dafl die Zwolf in 114 von 195 Voten unterschiedliehe Posi­
tionen bezogen. Die Kernbereiche des Dissens innerhalb der Zwolfer- 
Koordination sind hauptsâchlich in den Teilgebieten Abrüstung, Naher 
Osten und Südafrika anzutreffen, aber auch bei Rechts -und 
Dekolonisierungsfragen. Fehlende Konformitat und gemeinsame Positionen 
halten sich in den verbleibenden Bereichen - bei Ausklammerung von 
"single issue" Resolutionen, wie die über die Falkland Inseln oder die 
Seerechtskonvention, die Waage. Schlieflt man weiterhin die Voten der 
"neuen" Mitglieder Griechenland, Spanien und Portugal, bei einer Analyse 
der abweichenden Stimmabgaben aus (wie dies in den Tabellen III, IV und 
VII erfolgte), so reduziert sich die Anzahl der "dissenting votes" fur 
die 40. GV auf 88. Insbesondere eine Nichtberücksichtigung des Abstim- 
mungsverhaltens der beiden Lander mit den hôchsten Minderheitenvoten, 
Griechenland und Spanien, wirkt sich entsprechend auf eine Analyse der 




























































































Ausklammerung von Irland, des dritten "Non-Konformisten" in der EG, wur- 
de die Anzahl der unterschiedlichen Stimmabgaben weiter abnehmen.
TABELLE VII
STIMMENSPLITT1NG IN POLIT1SCHEN KERNGEBIETEN 
IN DER 40. GENERALVERSAMMLUNG




Abriistung 57 (0 29
Naher Osten 38 18 6
Sudafrika/Nanibia n 10 8
Henschenrechte it 12 11
Haushaltsfragen is 8 6
WirtBchaftsthenen 14 7 5
Dekolonisierung 7 7 5
Rechtsthenen 3 3 3
Falkland 3 3 3
Internationales Seerecht 1 1 1
Insbesondere in Abriistungsfragen, zu Siidafrika und dem Nahen Osten 
kann eine grofle Obereinstimmung auflenpolitischer Positionen zwischen den 
dann verbleibenen neun Mitgliedsstaaten verzeichnet werden. Griechenland 
land Irland waren bespielsweise alleine fiir elf der vierzig unter­
schiedlichen Stimmabgaben zu Abriistungsthemen innerhalb der EPZ 
verantwortlich. In Bezug auf den Nahen Osten verfolgten wiederum 
Griechenland, Spanien und Portugal eine eher "non-konformistische" Poli- 
tik innerhalb der EG. Zwolf der Achtzehn Minderheitenvoten i-rurden in 
diesem Bereich von diesen drei Mitgliedsstaaten abgegeben. Bei Nah-Ost 




























































































an Übereinstimmung durch einheitliche Abstimmungen und durch gemeinsame 
Erklàrungen erreicht, wâhrend die Dissenspositionen überwiegend von den 
"neuen" EG-Mitgliedern stammen. Die Europaer stimmen insbesondere bei 
humanitaren Fragen zusammen mit der Dritten-Welt-Mehrheit und sind in 
diesem politischen Kernbereich im Gegensatz zu den Vereinigten Staaten 
nicht so isoliert wie dies bei Südafrika-Resolutionen der Fall ist.
Welcher Mitgliedsstaat letztendlich eine abweichende Haltung ein- 
nimmt ist jedoch von Resolution zu Resolution unterschiedlich. Bei der 
Analyse des Abstimmungsverhaltens konnten trotzdem zwei nicht- 
organisierte und bezogen auf die Zusammensetzung offene Gruppen 
innerhalb der Zwôlf unterschieden werden: die "main-stream" Mitglieder, 
bestehend aus den drei Beneluxstaaten, Italien und der Bundesrepublik 
Deutschland; und Griechenland, Irland und Spanien als die sogenannten 
"Non-Konformisten". Die restlichen Mitgliedslànder verfolgen bei be- 
stimmten individuell unterschiedlichen Themen nationale 
Sonderinteressen, schlieBen sich aber gewohnlich den ’'mainstream" Staa­
ten nach einem HarmonisierungsprozeB der divergierenden Positionen an. 
Griechenland, Irland und Spanien haben eine hohere Anzahl von abweichen- 
den Positionen zu Themen wie Abrüstung oder dem Nahen Osten. Bezüglich 
dieser Themen nahmen diese drei Staaten, charakteriziert durch ihre hohe 
Anzahl von Minderheitenvoten innerhalb des EPZ-Blockes, entweder eine 
eher "pro-Arabische" Position ein, oder wichen von der bestehenden NATO- 
Position bei Abrüstungsfragen ab. Diese Staaten waren auch dfters im Ab- 
stimmungslager der Dritten-Welt Mehrheit anzutreffen.
Diverse Gründe für Konsens oder Dissens konnten bei einer Analyse 
des Verhaltens der Zwdlf in bestimmten politischen Kernbereichen 
gefunden werden. Sie bestehen erstens in dem Faktum, daB bei einer Mit- 
gliedschaft in einer "contact group", wie der Namibia-Gruppe oder der 
Nordischen Gruppe, das EG-Mitglied sich bei einem Konflikt zwischen EPZ 
-und Gruppenposition sich der Meinung der Gruppe anschlieBt. Zweitens, 
falls ein Mitglied Sonderbeziehungen zu anderen Blocken unterhalt, wie 
dies für Spanien bezüglich Lateinamerika, für Griechenland gegenüber den 
arabischen Staaten, für GroBbritannien oder anderen EG-Landern gegenüber 
ehemaligen Kolonien zutrifft, schlieBen sich diese Mitgliedstaaten bei 
einer Divergenz mit der EG-Position den nicht-europaischen Gruppen an. 
Drittens, falls ein Mitglied bereits vor Gründung der EPZ oder vor dem 




























































































wie dies fiir die britische und franzòsische Sicherheitspolitik, die 
spanische Südamerika- oder die griechische Palâstinapolitik zutrifft, 
ist dieses EG-Mitglied wesentlich reluktanter, diese Positionen 
aufzugeben. Viertens, falls ein Mitgliedsstaat Beweise fur seine 
"ideologische" Zuverlâssigkeit erbringen rnochte, wie dies für Danemark 
und die Niederlande in Menschenrechts -oder Wirtschaftsfragen oder für 
Irland und Griechenland bei Abrüstungsthemen zutrifft, wird dieses Mit- 
glied sich nicht in Übereinstimmung mit der EG-Position befinden.
Generell ist jedoch zu beobachten, daB sich die nationalen Positio­
nen der Mitgliedsstaaten im EPZ-EntscheidungsfindungsprozeB vom Dissens 
zum Gruppenkonsens hinbewegten. Dies hàngt naturiich auch von der 
entsprechenden innenpolitischen Situation in den Mitgliedsstaaten ab. 
Falle in denen sich Dissenspositionen reduzierten, erfolgten in unter- 
schiedlichen Entwicklungsphasen mit vielen unterschiedlichen Varianten: 
Mit ihrer Position zur Frage des Nahen Osten, nâherte sich die EG-Gruppe 
immer mehr einer ursprünglichen Minderheitenposition sin, wobei in diesem 
speziellen Fall, die Süderweiterung der EG die Krafteverhàltnisse 
entsprechend verschob. Bei Wirtschaftsresolutionen hingegen, schlofl sich 





























































































DIE EPZ IN DER GENERALVERSAM^LUNG : 
EINE SCHLUOBETRAarrUNG
Die Europaische Gemeinschaft hat einen langen Weg in Richtung Integrati­
on hinter sich, besitzt aber immer noch keine wirklich fôderale 
Struktur, geschweige denn, daB sie eine politische und wirtschaftliche 
Einheit bildet. Nichtsdestoweniger hat die Zusammenarbeit der Mitglieds- 
staaten innerhalb des EPZ-Frameworks den Zwôlf ermoglicht, zu auBenpoli- 
tischen Themen mit "einer Stimme" zu sprechen. Das "Teamwork" in der Ge- 
neralversammlung hat gezeigt, daB die Europaer umsomehr als internatio- 
naler Dialogspartner und als einfluBreicher Akteur in den Vereinten Na- 
tionen akzeptiert werden je intensiver sie als einheitliche Gruppe 
agieren. Die GV bildet eines der wichtigsten Darstellungsforen fur die 
EPZ. Die Beispiele von EPZ-Initiativen beweisen eindeutig den Willen und 
die Fàhigkeit der Mitgliedsstaaten, eine kohàsivee europaische Position, 
basierend auf der besonderen geostrategischen europaischen Ausgangslage 
verbunden mit dem entsprechenden Aktionspotential, innerhalb der Verein­
ten Nationen zu vertreten. Die Zwôlf werden in den meisten Kernbereichen 
von der Dritten Welt als einheitlich auftretender politischer Block 
akzeptiert.
Die EPZ-Koordination zwischen den Zwôlf hat innerhalb der nationa- 
len AuBenministerien eine Menge Professionalismus, politischen Sachver- 
stand und Erfahrung mobilisiert. Personliche Beziehungen, ein deta- 
liertes Wissen des Koordinationsprozesses und vertrauliche Gesprâche ha- 
ben ein festes Fundament fur den multilateralen EntscheidungsprozeB 
geschaffen. Basierend auf diesen "esprit de corps" wurde ein europai- 
scher "Zeitgeist" etabliert, der es den Partnern ermoglicht, sehr flexi­
ble Kooperationsmechanismen mit der Fàhigkeit der Anpassung an wechseln- 
de politische Umstande zu schaffen.
Die Anzahl der Konsultationen und der behandelten Themen haben in 
den vergangenen Jahren auf alien Ebenen der EPZ zugenommen. Die 
steigende Anzahl von Konsultationen haben aber auch die internen 
Limitationen der Kooperation aufgezeigt. Der Wunsch, nationales Profil 
zu zeigen, wie auch die Verfolgung gesonderter politischer und wirt- 
schaftlicher Interessen gegenüber der Dritten Welt, sind in vielen Fal­





























































































Die EPZ hat in der Generalversammlung unter den gegenwârtigen Be- 
dingungen ihre Grenze erreicht; der KoordinierungsprozeB hat sich einem 
Umfang entwickelt, der kaum noch Moglichkeiten fur weitere technische 
Verbesserungen bietet. Die Zwôlf treten in ihrer gegenwartig erreichten 
Integration auf der Stelle. Die gleichen Meinungsverschiedenheiten tau- 
chen solange in New York auf, wie sie nicht auf hoherer Ebene in Europa 
diskutiert und gelôst sind.
Weiterhin hat die Süderweiterung der EG die Schwierigkeiten zu- 
nehmen lassen, die dem KonsensusprozeB immanent sind. Wie Stanley 
Hoffman feststellt: ""the price of broader membership is a far more con­
tentious process of decision, and harder bargaining among divergent in­
terests rather than upgrading the common interest".18 Der Beitritt Grie- 
chenlands 1981 hat sich als Hauptnachteil fur eine Expansion gemeinsamer 
Positionen erwiesen. Dies hat wiederum eine Tendenz zur Désintégration 
geschaffen, die zu einer Abnahme von einheitlichen Stimmabgaben in der 
Generalversammlung führte. Die "Nichtkonformitat" Griechenlands erleich- 
terte es anderen Mitgliedsstaaten aus dem europaischen "mainstream" aus- 
zubrechen und mit Griechenland dessen Minderheitenposition zu teilen.
Die Teilnahme von Portugal und Spunien in der 40. Generalversamm­
lung hat jedoch nicht, wie man von ihrer groBeren Bereitschaft zur Un- 
terstützung von Positionen der Dritten Welt Mehrheit erwartet hatte, zu 
einer verminderten Integration gefiihrt. Beide Staaten haben sich relativ 
problemlos in den EPZ-Prozefl eingegliedert und haben in vielen Fallen, 
in denen sie keine etablierten Positionen hatten, die bereits be- 
stehenden EG-Positionen angenommen.
Für den Politikwissenschaftier ist die EPZ von besonderem 
Interesse, weil diese Kooperationsform eine einzigartige Verbindung ver- 
schiedener Organisationsprinzipien darstellt. Fur das Studium von Inter- 
nationalen Organisationen bietet die EPZ Moglichkeiten zur kritischen 
Diskussion der Funktionalismus-Theorie und kann helfen, zukiinftige Theo- 
riekonstruktionen im Bereich der Integrationsforschung zu stimulieren. 
Bis Mitte der 60er Jahre bestàtigte die Entwicklung der europaischen In­
tegration die Vorhersagen der Neo-Funktionalisten, die eine politische 
Integration als "by-product" der funktionalen wirtschaftlichen 
Kooperation vorhersagten. Vom Endr* d<--r spaton 60er Jahre wurde der Neo- 




























































































prozeGes zunehmend kritisiert. Andererseits nahm die Kooperation auf Re- 
gierungsebene in den 1970er Jahen zu, wie anhand der steigenden 
Bedeutung der Gipfeldiplomatie des Europaischen Rates und anhand der Eu­
ropaischen Politischen Zusammenarbeit beobachtet werden konnte. Die EPZ 
verbindet die funktionale multilaterale EG-Organisation mit der inter- 
gouvernmentalen Kooperation der zwolf nationalen AuGenministerien. Durch 
ihre Aktionen im Forum der Vereinten Nationen bietet die EPZ eine 
Verbindung zwischen den VN und der EG, wodurch eine Harmonisierung der 
beiden, hauptsachlich auf der Basis des Organisationsprinzips der EPZ, 
ermoglicht wird. Die Europaische Gemeinschaft erhalt durch die EPZ eine 
groBere Buhne, die es ihr erlaubt, die Realtitaten und Grenzen des Euro­
paischen Integrationsprozesses zu testen.
Der Integrationsdruck ist bisher jedoch noch nicht stark genug, urn 
nur noch gemeinsame EG-Positionen und die Einbringung von EG-Vorschlagen 
in der Generalversammlung zu verwirklichen. Jedoch sollte auch der Urn- 
fang des bisher erreichten nicht unterschatzt werden. Fur ein einzelnes 
Mitglied ist es fast nicht langer moglich, mit einer Initiative ohne die 
Unterstutzung seiner europaischen Partner erfolgreich zu sein, oder etwa 
die Lancierung eines Vorschlages in Angriff zu nehmen, ohne diesen vor- 
her in den gemeinsamen Mechanismen mit den EG-Partnern abgestimmt zu 
haben.
Der Erfolg der EPZ in der Generalversammlung ist beeindruckend, die 
Zwolf haben ein solides Substrat an Gemeinsamkeit erreicht, unterstutzt 
von einer gemeinsamen Presentation von Positionen sooft dies moglich 
ist. Die Etablierung des EPZ-Sekretariats in Brussel durch die Einheit- 
liche Europaische Akte wird naturlich auch die Zusammenarbeit in New 
York beieinflussen, die unter den gegenwartigen Umstanden ihre techni- 
schen Grenzen erreicht hat. Das EPZ-Sekretariat wird die Koherenz des 
EPZ-ProzeGes steigern helfen and konnte so als zusatzlicher Integrati- 
onsfakt'or dienen, obwohl keine sofortigen Anderungen fiir die Zusammcnar- 
beit der Zwolf in "Turtle Bay" erwartet werden konnen. Die EPZ hat in 
den Vereinten Nationen manchmal als Modell fur eine weitergehende Euro­
paische Kooperation fungiert. Fortschritt in der politischen Zusammenar­
beit der Zwolf in New York wird weiterhin jedoch von einer zukiinftigen 






























































































1. Die Begriffe "Europaische Gcmeinschaft", "Europaische Politische 
Zusammenarbeit" oder "Europa" werden in diesem Beitrag bewuBt fur EG und 
EPZ ,aufier wo es unvermeidbar ist, gemeinsam verwendet. Der Ausdruck 
"die Zwdlf" wird im gesamten Beitrag fur die urspriinglich sechs, dann 
neun, spater zehn und heute zwôlf Mitgliedslânder der EG benutzt.
2. Aufgrund der Veroffentlichungspraxis fur VN-Dokumente schlieBt 
dieser Artikel mit der 40. GV 1985/86. GroBere Anderungen in der Zusam­
menarbeit der Zwdlf sind aufgrund der Analyse des bisher vorliegenden 
Zahlenmaterials der 41. GV 1986/87 jcdoch nicht aufgetreten, so daB die 
40. GV als Analysegrundlage weiterhin aktuell ist. Allé von den Zwdlf in 
der 40. GV abgegebenen Erklarungen kann in der kürzlich erschienenen 2. 
Folge der Zeitschrift: European University Institute (Hrsg.), EPC Bulle­
tin 1985, Vol. 1, No.2 (Florence, 1988) nachgesehen werden. Das gesamte 
Abstimmungsverhalten der Zwdlf wie auch ihre uneinheitlichen Stimmabga- 
ben konnen in Anhang I und II nachgesehen werden.
3. Für einen aktuellen Uberblick über die GV sei auf das Buch von M.J. 
Peterson, The General Assembly in World Politics (Boston, 1986); und zur 
Europaischen Integration und EPZ auf Weidenfeld, Werner/ Wessels, Wolf­
gang (Hrsg.), Jahrbücher der Europaischen Integration 1980-1986, In­
stitut für Europaische Politik (Bonn, 1981-1987) hingewiesen.
4. Der offizielle Beitritt Spaniens und Portugais zur EG erfolgte am 
01. Januar 1986; ihre Inkorporation in den EPZ-ProzeB in New York fand 
allerdings bereits am 01. September 1985 statt. Dies ermoglichte eine 
Analyse der Kooperation aller zwdlf EG-Mitgliedsstaaten für die 40. GV.
5. Mit der GV Resolution 3208(XXIX) vom 11. Oktober 1974 erhielt die 
EWG Beobachterstatus in der Generalversammlung.
6. Jackson, Richard, The Non-Aligned, The UN and the Superpowers 
(Praeger, New York, 1983), S. 134.
7. Siehe GV Resolutionen 40/93 Paragraph 4 "Israeli nuclear armament", 
40/94H "nuclear-weapon freeze" und 40/152A "Non-use of nuclear weapons 
and prevention of nuclear war".
8. GV Resolution 40/63.
9. GV Resolutionen 40/97C, 40/97E und 40/97F.
10. Die Namibia-Gruppe wurde 1977/78 etabliert. Sie besteht aus den 
damaiigen fünf westlichen Mitgliedern des Sicherheitsrates namlich den 
Vereingten Staaten, Frankreich, ; dem Vereinigten Konigreich, Kanada und 
der Bundesrepublik Deutschland, j
11. GV Resolution 40/64D.
12. GV Resolution 40/21.
13. Die Nordische Gruppe in der GV besteht aus den sechs Mitgliedern 





























































































14. Danemark stimmte der Entschliefiung über einen "Working Capital Fund 
for the Biennium" (GV Res. 49/255) zu, wahrend Spanien diese Resolution 
ablehnte und die übrigen EG-Staaten sich der Stimme enthielten.
15. GV Resolution 40/96A-D.
16. Interview mit Diplomaten Europaischer Vertretungen bei den Verein- 
ten Nationen in New York, September 1986.
17. "Three-way-splits" sind hierbei ausgeschlossen, da in den 
entsprechenden Abstimmungen meistens keine starke Mehrheit innerhalb 
der EG fiir eine Abstimmungsoption zu Tage tritt. 1st dies ausnahmsweise 
doch der Fall, wurde die Abstimmung in eine der verbleibenen fiinf Mog- 
lichkeiten fiir Minderheitenvoten eingeordnet. Siehe hierzu auch Anhang 
II.
18. Hoffmann, Stanley, "The U.S. and Western Europe: Wait and Worry", 




























































































A N H A N G  I + I I
ANHANG I
VOTEN DER ZWOLF IN DER 40. GENERALVERSAMMLUNG
ANHANG II
UNBINHEITLICHE VOTEN DER ZWOLF IN DER 40. GENERALVERSAMMLUNG
Abkiirzungen werden wie folgt verwendet:
Europaische Geaeinschaft_= EC; Belgien = B; Danenark : DR; Bundesrepublik Deutschland = FRG;
Frankreich = F; Griechenland = G; Irland = IRL; Luxeaburg = LUX; Niederlande = NL;
Vereinigtes Ronigreich = UR; Portugal = P; Spanien = S;
Geaeinsaaes Votui (Coanon Vote) = CV; Uneinheitliches Votua (Divided Vote) = DV; Resolution = RES. 
Geaeinsaae Erklarung (Coaaon Declaration) = CD; Geneinsatie Resolutionserklarung (Coaaon Declaration on 





























































































VOTEN DER ZWOLF IN DER 40. GENERALVERSAMMLUNG
Table of Votes by the Twelve on the resolutions, amendments
and important paragraphs cast in the 40th G. A. Plenary
EES DATE VOTE IN VOTE B D F G F I 1 L N U P SI
1986 CONTENTS PLENARY E R R U L E
7es No Ab EC G L 2
VOTES CAST ON RESOLUTIONS WITHOUT REFERENCE TO A RAIN CONNITTEB
(0/2 10/16 Credentials of representatives to the (Oth GA Consensus
Notion of not taking action to anendnent
A/(0/U (Israeli credentials! 80 (1 20 CV Y Ï 7 ? ï f ï ï ? T ï V
(0/5 10/25
1/11
Co-operation between the U.N, aand the League of 
Arab States 133
Anendnent A/M/L.10, L.9 (Iranian proposal! 79
2 2 CV T ? 7 T ï T 7 Y ï ï ï V
2 50 CV A A A A A A A A A A A A
(0/6 1/11 Israeli aggression against Iraqi nuclear
installations 88 13 39 DV » » N A A A A N N » A A
(0/7 5/11 Situation in Easpuchea 11( 21 16 CV 7 7 7 7 7 7 7 7 7 7 7 7
(0/11 11/11 Eight of peoples to peace 109 0 29 CV A A A A A A A A A A A A
(0/12 11/13 Situation in Afghanistan 122 19 12 CV Y 7 Y ? Y Y Y Y Y Y Y Y
(0/19 11/21 Return of cultural property to the countries
of their origin 123 0 15 DV A A A 7 A A A A A A A A
10/21 11/27 Question of the Falkland Islands (Malvinas) 107 ( 41 DV A A A 7 Y A Y A A N A Y
1st British anendnent 38 (0 (3 DC Y 7 Y A A Y A Y A Y Y N
2nd British anendnent 36 57 (7 DV Y 7 Y A A Y A Y A Y Y N
(0/56 12/2 25th anniversary of the Declaration on the
Granting of Independence to Colonial Countries 139 0 13 DV A 7 A 7 A Y A A A A A Y
(0/57 12/2 Inplenentation of the Declaration on the Granting
of Independence to Colonial Countries and Peoples HI 3 7 DV A 7 A 7 A Y A A Y N Y Y













































































































VOTE IN VOTE B D F C F I I L N U P S
CONTENTS PLENARY ï R R O L E
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ Tes No Ab EC O I E _ _ _ _ _ _ _
VOTES CAST ON RESOLUTIONS WITHOUT REFERENCE TO A NAIN CONKITTBR
Question of the Coaorian island of Mayotte 117 1 22 DV
Law of the Sea 140 2 6 0V
Policies of apartheid of tie Sovernaent 
of Sooth Africa:
Coaprehensive sanctions against the racist regiae
South Africa 122 18 14 DV
Situation in South Africa and assistance to the
liberation uoveients 128 8 18 DV
Norld Conference on Sanctions 13? 6 10 DV
Public inforaation and action against apartheid 160 0 6 DV
Relations between Israel and South Africa 102 20 30 DV
A A A A N A A A A A A
T Y A Y T T T T T A T T
N N N A N N N N N N N N
N A N T N A N N A N N A
N y N y A y N A A N N A
y y y y y y y y y a y y
N N N A N N N N N N A A
Prograaae of work of Special Coiaittee against
Apartheid 141 2 12 DV A T A T A y A A A N A A
International Convention against Apartheid
in Sports 125 0 24 CV A A A A A A A A A A A A





149 2 4 DV y y a y y y y y y n y y
128 2 22 DV A A A y A A A A A A A y
129 3 20 DV A A A T A A A A A A A T
131 3 18 DV A A A T A A A A A A A T
Question of Palestine 
Paragraph 4 of preaable 
Paragraph 8 of preaable 
Paragraph 2 
Paragraph 5
10? 3 41 CV A A A A A A A A A A A A
84 22 38 DV N N N A N N N N N N N A
?9 33 32 DV N N N A N N N N N N N N
111 6 29 DV A A A y A A A A A A A Y




























































































VOTES CAST ON RESOLUTIONS WITHOUT REFERENCE TO A NAIN CONHITTBB
VOTE IH VOTE 8 D F G F I I l N U P S
CONTENTS PLENARY E 8 R U  l K









Situation in Namibia resulting fron the illeg 1
occupation of the territory ly South Africa 131 0 23 C V A A A A A A A A A A A A
separate vote on the words "United States' in
paragraph 21 S3 55 30 CV N N N N N N N N N N N N
separate vote on the words "the United States"
in paragraph 25 59 58 29 CV N N N N N N N N N N N N
separate vote on the words "in particular US and
Israel" in paragraph 37 58 57 29 CV N N N N N N N N N N N N
separate vote on the words "Israel" in paragraph 16 79 17 25 CV N N N N N N N N N N N N
Implementation of Security Council Resolution 135 130 0 25 CV A A A A A A A A A A A A
separate vote on the words "US and" in 6th
line of preamble 61 55 29 CV N N N N N N N N N N N N
separate vote on paragraph 11 59 10 17 CV N N N N N N N N N N N N
separate vote on the words "and the governaent of
the United States" in paragraph 12 51 63 29 CV N N N N N N N N N N N N
separate vote on paragraph 15 81 30 31 CV N N N N N N N N N N li N
Progranne of work of the U.N. Council for Hanibia 117 0 6 D V Y Y A Y A Y Y Y Y A Y Y
Information and mobilization of public opinion 132 0 2 3 C V A A A A A A A A A A A A
U.N. Fund for Nanibia
Special session of the G.A. on the question of 
Namibia
10/168A 12/16 The situation in the Riddle East 
Paragraph 10
10/1688 12/16 The situation in the diddle East
10/168C 12/16 The situation in the Riddle Bast
118 0 6 DV Y Y A Y A Y Y Y Y A Y Y
118 0 6 DV Y Y A Y A Y Y Y Y A Y Y
98 19 31 DV N N N Y N N N N N N N A
61 33 11 CV N N N N N N N N N N N
86 23 37 DV N N N Y N N N N N N N A






























































































VOTE 1K VOTE 
PLENARY
ïes No Ab EC
0 F G F I I L N II P S 
K B  B U L K
G L I_ _ _ _ _ _
VOTES CAST ON RESOLUTIONS ON THB REPORTS OF TUB FIRST COKHITTEB
Bilateral nuclear-arns negotiations
laplenentation of resolution 39/51 (Treaty of 
Tlatelolco)
Cessation of all test explosions of nuclear 
weapons
Men







(0/84 12/12 Convention on Prohibitions or Restrictions on the
Use of Certain Conventional Neapons Consensus
40/85 12/12 Convention on the security of non-nuclear-weapon
states 101 19 25 DV
16 0 12 DV A I A T T A A A A Ï
139 0 ? DV ï ï ï î A Ï T I V Y V ï
124 3 21 DV A A A Y N ! A A A N A A
121 3 24 DV A A A Y N A A A A N A A
treaty 116 4 29 DV A Y A Y H Y A A Y N A Y
Paragraph { 84 4 55 DV A Y A Y N Y A A Y N A Y
Paragraph 5 94 12 35 DV Y Y Y Y Y A Y Y Y Y Y Y
Establishment of a nuclear-weapon-free sone in
South Asia 104 3 41 DV Y A Y Y A Y A Y Y A Y Y
N N N A N A N N N N N N
40/86 12/12 International arrangeaents against the use or threat
of use of nuclear weapons
40/81 12/1! Prevention of an aras race in outer space
Paragraph 5 
Paragraph 9
40/88 12/12 lapleaentation of resolution 39/60
40/89A 12/12 Declaration of the Denuclearisation of Africa
40/89B 12/12 Nuclear capability of South Africa
40/90 12/12 Prohibition of new typs of weapons of «ass
destruction
(0/91B 12/12 Reduction of lilitary budgets
142 0 6 CV Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y
151 0 2 CV Y Y Y î Y Y Y Y Y Y Y Y
123 2 21 DV A A A Y A Y A A A A A A
136 2 11 DV A Y A Y A Y A A A A A Y
120 3 29 DV A A A Y N A A A A N A A
148 0 6 DV A Y Y Y A Y Y Y Y A Y Y
135 4 14 DV A Y A Y H Y A A A N A Y
128 1 21 CV A A A A A A A A A A A A




























































































RES DATE VOTE IN VOTE B D F li F I I t N l! P S
1986 CONTFNTS RENAR? E R R U L E
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ Yes No Ab BC 0 1 1 _ _ _ _ _ _ _
VOTES CAST ON RESOLUTIONS ON THE REPORTS OF TRE FIRST COfflllTEB
40/92A 12/12 Chemical and bacteriological weapons
A0/92C 12/12 Idea





General and conplete disarmament: 
Conventional desaraament on a regional scale
40/94F 12/12 Study on the naval aras race
40/94G 12/12 Prohibition of fissionable material for weapons
40/94H 12/12 Nuclear-weapon freeze
(0/9(1 12/12 Limitation and reduction of naval araaaents 
(confidence-building measures)
(0/9(E 12/12 Objective information on military matters
40/94L 12/12 Compliance with arms limitation and 
disamrmaraent agreements
(0/9(N 12/12 Third Review Conference to the Treaty on the 
Non-Proliferation of Nuclear Weapons
(0/9(N 12/12 Disarmament and the maintenance of international 
peace and security
(0/150 12/16 Economic and social consequences of the
amaients race
93 15 Al DV N A N A N A N N N N N N
112 18 22 CV Y T T Y Ï ì ì Y V ï T Y
101 2 AT DV A A A Y A A A A A A A A
91 2A 28 DV N N N Y N N N N N N N N
89 22 32 DV N N N A N N N N N N N N
128 0 8 CV Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y ?
IAS 1 3 CV Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y
1A5 1 ? DV Y Y Y Y N Y Y Y Y A Y Y
120 19 59 DV N N N A N A N N N N N N
Tl 19 59 DV N N N A N A N N N N N N
10T 13 16 CV Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y
131 0 16 CV Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y
138 0 11 DV Y Y Y Y A Y Y Y Y Y Y A
99 I) 53 DV Y Y Y Y A Y Y Y Y Y Y Y




























































































RES DATE VOTE I »  VOTB  B D F G F I I L R U P S
1986 CONTEMTS PLEMARY 1 1 R 9  l  [
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ T e s  Wo Ab EC G D I _ _ _ _ _ _ _ _ _
VOTES CAST OR RRSOUJTIOES OH THE REPORTS OP THE F IR S T C O fflITTE E
(0/151 Serie» and iaplenentation of tie 12th Special
Session of the Cenerai Assenti/:
40/151A 12/16 Disarnanent and international security 123
40/151B 12/16 World Disarnanent Ceuipaign 139
40/151C 12/16 Ruclear-arns freese 131
(0/151D 12/16 World Disarnenent Canpaignlactions and activities! 11(
40/151E 12/16 Freese on nuclear weapons 126
40/151F 12/16 Convention on the Prohibition of the Use of
Huclear Weapons 126
(0/15111 12/16 U.N. projraaae of fellowships on disarnanent 1(8
(0/152 Review of the inplenentation of the reconnandations
of the 10th special session of the ff.A.:
(0/152A 12/16 Hon-use of nuclear weapons and prevention of
nuclear war 123
(0/152B 12/16 Bilateral nuclear-arns and space-arns negotiations 10?
(0/I52C 12/16 Huclear-weapons in all aspects 117
(0/152B 12/16 Disarnanent Week 129
(0/152G 12/16 Clinatic effects of nuclear war HI
(0/152K 12/16 Prohibition of the nuclear neutron weapon 70
(0/1521 12/16 International co-operation for disarnanent 109
(0/152J 12/16 Reconnendations of the 10th special session 129
(0/152H 12/16 Report of the Conference on Disarnanent 133
(0/152H 12/16 Reconnendations of the 10th special session 135
(0/152P 12/16 Cessation of the nuclear-arns race and nuclear
disarnanent 131
1 23 DV A A A
0 11 DV A T A
10 8 DV N Y A
0 34 CV A A A
12 10 DV H ï H
17 6 DV N H K
1 1 CV 7 T T
19 7 DV H R R
0 (0 CV V V T
19 11 DV R R H
0 22 CV A A A
1 10 DV A 7 A
11 65 DV R A R
19 17 DV R R R
0 20 DV A 7 A
2 18 DV A A A
13 5 DV R 7 R
16 6 DV R A R
7 A A A A A A A A
7 A ? A A A A 7 7
7 A 7 R A A R H A
A A A A A A A A A
7 R 7 R R R R R A
A R A R R R R H H
7 7 7 7 7 7 7 7 7
7 R 7 R R R R H R
7 7 7 7 7 7 7 7 7
7 R A R 7 R R R R
A A A A A A A A A
7 A 7 A A A A 7 7
A R A R A A R H A
A H A R R R R R R
7 7 7 A A A A 7 7
7 R ? A A A A A A
7 R 7 A R R R R A




























































































RBS BAIE VOIE IK VOIE B D F G E I I L K I) P S
1986 CONTENTS PLBNARY 








VOTES CAST OK RESOLUTIONS OK THE REPORTS OF T H E  FIRST COMMITTEE
(0/152Q 12/16 Prevention of nuclear war 136 3 H DV A A A 7 H 7 A A A K A A
(0/156A 12/16 Question of Antarctica 96 0 11 CV A A A
(0/156B 12/16 Iden 92 0 1( CV A A A





Implementation of the Declaration on the
Strengthening of International Security 12Î 0 26 CV A A A A A A A A A A A A
Implementation of the collective security provisions
of the U.K. Charter 1H 21 16 DV K A K ï K A K K K N K A
COKÎEKTS
VOIE IK VOIE B D P O F I I t K U P S
PLENARY 1 1 P. 1) L S
Tes Ko Ab EC G I X











Report of tie Special Comittee to Investigate 
Israeli Practices Affecting tie (wan Sights of tie 













Questions relating to inforaation 
Idea
95 2 37 CV A A A A A A A A A A A A
137 1 6 CV 7 ï Ï T 7 T T ï T ï T Y
139 1 ( CV 7 7 7 7 7 7 7 7 7 7 7 7
138 1 6 CV 7 7 7 7 7 7 7 7 7 7 7 7
109 2 3( DV A A A ? A A A A A A A 7
85 19 37 DV K K K A K K K K K K A A
136 1 7 CV Y 7 7 7 Y Y 7 7 7 7 7 7
126 1 19 DV A A A ? 7 7 7 A A A ? 7
110 2 33 DV A A A 7 A A A A A A 7 7
136 1 10 CV 7 7 7 7 7 7 ? 7 7 7 7 7
112 2 32 DV A A A 7 A A A A A A A 7
96 2 (5 CV A A A A A A A A A A A A
121 19 8 DV K K K A K A K K K K K A












































































































VOTES CAST ON RESOLUTIONS ON THE REPORTS OP THE SPECIAL POLITICAL COHMITTBE
VOTE IN VOTE B 0 P G F I I I N U  P S
CONTENTE PLENARY E N  B I) L 6
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ Tes No Ab EC C E l _ _ _ _ _ _ _
United Nations Relief and tonie Agencj for 
Palestine Refugees in tie tear last tUIRIt): 
Assistance to Palestine refugees
Offers of grants and scholarships
Palestine refugees in the Gasa strip
Resunption of the distribution to Palestine 
refugees
Population and refugees displaced since 1967
Revenues derived fro« Palestine refugee properties
Protection of Palestine refugees 
7th line of preamble
Palestine refugees in the Vest Bank
University of Jerusalen for Palestine refugees
Israel's decision to build a canal linking the 
Mediterranean Sea to the Dead Sea
149 0 1 CV T V T T ! T T T T V Ï T
147 0 1 CV Y Y T T T T T T T T ï T
146 2 2 CV Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y
127 20 4 DV N N N Y N N N N N N 11 A
127 2 23 DV A A A Y A A A A A A Y Y
122 2 26 DV A A A Y A A A A A A Y Y
116 2 33 CV A A A A A A A A A A A A
101 16 29 DV N N N A N N N N N N A A
146 2 2 CV Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y
149 2 1 CV Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y
150 1 0 CV Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y
VOTES CAST ON RESOLUTIONS ON THE REPORT OF THE SECOND COMMITTEE
Bcononic developnent projects in the occupied 
Palestinian territories
Assistance to the Palestinian people
International econoiic security
Charter of Econonic Rights and Duties of States
Specific action related to the particular needs and 
problems of land-locked developing countries 
Paragraph 1
138 2 7 CV Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y
145 2 1 CV Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y
96 19 28 DV N N N A N N N N N N N N
134 1 19 CV A A A A A A A A A A A A
152 0 1 CV Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y






























































































VOTB IN VOTE B D F G F I I L N U P S
PLENARY i R R U L K
Yes No Ab EC G L X _ _ _ _ _ _ _













Economic measures as a means of political and 
economic coercion against developing countries
Trade embargo against Nicaragua
Reverse transfer of technology
Remnants of war
International co-operation in the field of the 
evnironment
Paragraph 7 of preamble
Living conditions of the Palestinian people in the 
occupied Palestinian territories
Long-term trends in economic development
128 19 7 DV N N N A N N N N N N N A
91 6 49 DV A Y A Y Y A A A A A A Y
151 1 0 CV Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y
132 0 23 CV A A A A A A A A A A A A
149 0 6 DV Y Y A Y A Y Y Y Y A A Y
123 8 17 DV N Y N Y N Y A A Y N N A
153 2 1 CV Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y Y
141 1 12 DV A A A Y A Y A A Y A A A
VOTES CAST ON RESOLUTIONS ON THE REPORTS OF THE THIRD COMMITTEE
National experience in achieving far-reaching 
social and economic changes for the purpose of
social progress 133 1 11 DV A Y A Y Y Y A A A A Y Y
Importance of the universal realisation of the right 
of peoples to self-determination and of the granting
of independence for effective guarantee and 
observance of human rights 
Paragraph 26
Convention on the Suppression and Punishment of
the Crime of Apartheid
3rd line of preamble
5th paragraph
8th paragraph






118 1? 9 DV N N N A N A N N N K A A
84 5 39 CV A A A A A A A A A A A A
120 1 24 CV A A A A A A A A A A A A
114 9 16 DV N A N A N A N N N N N A
118 11 14 DV N A N A N N N N N N N A
119 11 12 DV N A N A N N N N N N N A
136 1 9 DV A Y A Y A Y A A A A A Y
93 9 32 DV N A N A N A N N N N N A
122 1 22 CV A A A A A A A A A A A A
122 0 23 CV A A A A A A A A A A A A






























































































VOTE IN VOTE B » F G F I I l N l' P S
PLENARY E l  R O L E
7es No Ab EC G 1 1 _ _ _ _ _ _ _
VOTES CAST ON RESOLUTIONS ON THE RETORTS OF THE THIRD COMMITTEE
10/111 12/13 Honan rights and use of scientific and
technological developnents 127 9 16 DV N A N 7 N A N A H N N A
10/112 12/13 Hunan rights and scientific and technological
developnents 131 0 22 DV A A A 7 A A A A A A A A
40/114 42/13 Indivisibility and interdependence of econonic,
social, cultural, civil and political rights 134 1 19 OV A A A 7 A 7 A A Y A A Y
8th line of preamble 125 7 20 DV A A N A N A N A A N A A
10th line of preamble 130 1 23 CV A A A A A A A A A A A A
11th line of preamble 130 7 17 DV A A N A N A N A N N A A
<0/121 12/13 Alternative approaches for inproving the effective
enjoynent of hunan rights and fundanental freedoms 110 1 22 CV A A A A A A A A A A A A
<0/137 12/13 Question of hunan rights and fundanental freedons
in Afghanistan 80 22 40 CV 7 7 7 7 7 7 7 7 Y Y Y Y
<0/139 12/13 Situation of hunan rights and fundanental freedon
in B1 Salvador 100 2 <2 CV V ! 7 7 7 7 7 7 Y Y Y Y
40/140 12/13 Situation of hunan rights and fundanental freedon
in Guatenala 91 8 <7 CV 7 V 7 7 7 7 ? 7 Y Y Y Y
<0/Hl 12/13 Situation of hunan rights in Iran 51 30 <5 CV Ï 7 7 7 7 7 7 7 Y Y Y Y
40/145 12/13 Situation of hunan rights and fundanental freedon
in Chile 88 11 <7 CV 7 7 7 7 7 7 7 7 Y Y Y Y
<0/l<8 12/13 Measures to be taken against Nasi, Fascist and
neo-Fascist activities all other forns of total­
itarian ideologies 121 2 27 CV A A A A A A A A A A A A
















































































































VOTE IN VOTE B D F G F 1 1 L N U P S
PLENARY I 1 8 U l E
Yes No Ab EC G L I _ _ _ _ _ _
VOTES CAST ON RESOLUTIONS ON THE REPORTS OF THE FOURTH COMMITTEE
Question of Western Sahara 96 7 39 D V A A A Y A A A A A A A Y
Intonation from Non-Self-Governing Territories 119 0 3 D V Y Y Y Y A Y Y Y Y A Y Y
Activities of foreign econoiic and other interests 125 9 1 6 D V N A N A N A N N N N N A
liplenentation of the Declaration on the Granting of 
Independence to Colonial Countries and Peoples by
the specialised G.N. agencies 126 3 22 DV A A A Y A A A A A N A A
ON THE REPORTS OF THE FIFTH COMMITTEE
Financing of the !).N. Disengagement Observer Force 
Idea
Final budget appropriations for the biennium 
1991-1995
Financial esergency of the United Nations
Pattern of conferences 
Pattern of conferences - section I
Financing of the U.N. Interim forces in Lebanon
Idea
Review of the rates of reinburseaent to the 
governaents of troop-contributing states
Scale of assesaents for the apportionaent of the 
expenses of the U.N.
Questions to the proposed prograaae budget for 
the bienniua 1996-199?
Section IV
Prograaae budget for the biemiia 1386-198!:
Budget appropriations for 1996-9?
Incoae estimates for 1996-97
Financing of appropriations for 1986
96 2 1! CV Y Y Y
93 10 6 CV Y Y Y
125 12 10 DV A Y N
132 12 2 CV Y Y Y
Consensus
131 1 17 DV A A A
121 15 1 CV Y Y Y
122 11 7 CV Y Y Y
120 H  7 CV Y I Y
109 15 2? DV A A A
Consensus
135 2 II DV Y Y Y
127 10 11 DV A Y A
13? 10 0 CV Y Y Y
126 11 13 DV A Y A
Y Y Y Y Y Y Y Y
Y Y Y Y Y Y Y Y
Y A Y A A A N A A
Y Y Y Y Y Y Y Y Y
Y A Y A A A A A Y
Y Y Y Y Y Y Y Y Y
Y Y Y Y Y Y Y Y Y
Y Y Y Y Y Y Y Y Y
A A A A A A A A N
Y A Y A Y Y N Y Y
Y A Y A A A A A A
Y Y Y Y Y Y Y Y Y




























































































RES DATE VOTE IK VOTE B D F G F I I L N U P S
1986 CONTENTS PLENARY 8 R R II l I
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ Yes Ho Ab EC G L i _ _ _ _ _ _
VOTES CAST OH RESOLUTIONS ON THE REPORTS OP THE FIFTH CONHITTBE
40/254 12/18 Unforeseen and extraordinary expenses for 
1986-87
(0/255 12/18 Narking Capital Fund for 1986-87
(0/257 12/18 Eaoluaents, pension scheae and conditions of 
service for the aeabers of the International 
Court of Justices
139 8 0 CV T T ? T T T T Y T V T T
124 11 13 DV A Y A A A A A A A A A N
121 11 15 DV N Y N Y N Y A N A N N A
VOTES CAST ON RESOLUTIONS ON THE RETORTS OF THE SIXTH COMMITTEE
(0/67 12/11 Developaent of the principles and noras of inter­
national la» relating to the ne» international
econoaic order 125 0 19 D V A A A T A T A A V A A A
(0/69 12/11 Code of Offences against the Peace and Security of
Mankind 127 6 9 DV A T N T N T A A A N A A
(0/70 12/11 Report on Enhancing the Effectiveness of the
Principle of Non-Use of Force in International





























































































UNEINHEITLICHE VOTEN DER ZWOLF IN DER 
40. GENERALVERSAMMLUNG
Minority Votes, of one two, three, four or five Member 
States: three-way split votes and diametrical opposed
votes cast in the 40th G.A. Plenary
ISOLATED MINORITY (15x1)
RESOLUTION OBJECT ON THE MINORITY 
REPORT OF
40/19 Return of cultural porperty to the countries Plenary Greece 
of their origin
(0/62 Question of the Coaoran Island of Mayotte Plenary France
40/64A Coaprehensive Sanctions against South Africa Plenary Greece
(0/6(0 Public inforaation and action against Apartheid Plenary United Kingdom
40/96D
Par. 8 preaabie Question of Palestine Plenary Oreece
(0/79 Iapleaentation of resolution 39/51
(Treaty of Tlatelcoco) 1st Co b . France
(0/81 
Pat. 5 Urgent need for a conprehensive nuclear
test ban 1st Co b . France
(0/93 Israeli nuclear araaaent 1st Co b . Greece
(0/93 
Par. ( Israeli nuclear araaaent 1st Coa. Greece
40/93 
Par. 5 Israeli nuclear arnaaent 1st Coa. Greece
(0/9(11 DisarBaBent and the laintenance of
international peace and security 1st Coa. France
(0/151* Disarnaaent and international security 1st Co b . Greece




























































































RESOLUTION OBJECT ON THE 
REPORT OF
HINORITT
10/112 Huaan rights and scientific and technological
developments 3rd Com. Greece
40/248 Sealle of assesments for the apportionment
of the expenses of the U.N. 5th Cora. Spain
HINORITT OF H O  (21*2)
40/63 Law of the Sea Plenary F.R. of Germany
United Kingdom
40/964 Question of Palestine Plenary Greece
Spain
<0/960 Question of Palestine Plenary Greece
Spain
40/96C Question of Palestine Plenary Greece
Spain
(0/960 Question of Palestine Plenary Greece
Par. 4 preamble Spain
(0/960 Question of Palestine Plenary Greece
Par. 2 Spain
40/960 Question of Palestine Plenary Greece
Par. 6 Spain
40/81 Urgent need for a comprehensive nuclear-test 1st Com. United Kingdom
Par. 4 treaty Prance
40/85 Convention on the security of non-nuclear- 1st Con. Ireland
states Creece
40/87 Prevention of an arms race in outer space 1st Con. Greece
Par. 5 Ireland
40/941 Limitation and reduction of naval armaments 1st Com. Greece
Ireland
40/940 Nuclear-weapon freeze 1st Com. Greece
Ireland
(0/940 Third Review Conference to the Treat; on the 1st Con. France
Non-Proliferation of Nuclear Neapons Spain





























































































RESOLUTION OBJECT ON THE HINORITY
REPORT OF
40/152* Non-use of nuclear weapons and prevention of 1st Con. Greece
nuclear war Ireland
40/1521 International co-operation for disarnaraent 1st Con. Greece
Ireland
40/1510 Israeli practices in the occupied SPC Greece
territories Spain
40/1616 Israeli practices in the occupied SPC Oreece
territories Spain
40/185 Bcononic neasures as a means of political and 2nd Con. Greece
econonic coercion against developing countries Spain
40/50 Question of the Nestern Sahara 4th Co b . Greece
Spain
40/51 Intonation froa Non-Self-Governing Territories 4th Co b . France
United Ringdon
40/255 Working Capital Fund for 1986-87 5th Co b . Denmark
Spain
MINORITY OF THREE (19x3)
40/54E Relations between Israel and South Africa Plenary Greece
Portugal
Spain
40/97C P r o g r a m  of work of the U.N. Council for Plenary F.R. of Germany
Naaibia France
United Ringdon
40/97B U.N. Fund for Naaibia Plenary F.R. of Germany 
France
United Kingdom
40/9TF Special session of the G.A. on the question Plenary F.R. of Germany
of Namibia France
United Kingdom






























































































RESOLUTION OBJECT ON THE 
REPORT OP
MINORITY










Israeli practices in the occupied territories SPC Greece
Portugal
Spain
40/165G Population and refugees displaced since 1967 SPC Greece
Portugal
Spain





Protection of Palestine refugees SPC Greece
Portugal
Spain





Convention on the Supression and Punishment of 






Idea 3rd Coa. Denmark
Greece
Spain
40/243 Pattern of conferences - section I 5th Coa. Greece
Ireland
Spain






























































































RESOLUTION OBJECT ON THE 
REPORT OF
MINORITY
40/253C Financing of appropriations for 1986 5th Coa. Der.aark
Greece
Ireland
10/6? Developnent of the principles and norns of 





MINORITY OF FOUR (13xt)
10/56 25th anniversary of the Declaration on the 

























(0/200 International co-operation in the field of 
the environaent































































































RESOLUTION OBJBCT 0» THE 
REPORT OF
MINORITY








Convention on the Suppression and Punishment 

















(0/111 Indivisibility and interdependence of economic 

















HINORITY OF FIVE (5x5)
































































































O B J E C TR E S O L U T I O N
MINORITY OF FIVB (5x5)
O N  T HE M I N O R I T Y
R E P O R T  OF_ _ _ _ _ _ _ _










40/183 Specific action relted to the particular 2nd Cora. France




40/114 Indivisibility and interdependence of econonic 3rd Cora.
Par. 11 preamble social, cultural, civil and political rights





40/21 Question of the Falkland Islands
The two British amendments







































































































RESOLUTION OBJECT ON THE MINORITY




Inplenentation of the Declaration on the Plenary
Granting of Independence to Colonial Countries 
and people
N: United Ringdo» 
A: Belgium





Disseiination of information on decolonization Plenary N: United Kingdom
A: Belgium









Situation in South Africa and assistance to Plenary Y: Greece


















Plenary N: United Kingdom 
Y: Denmark
Concerted international action for the Plenary N: United Kingdom






































































































REPORT OF_ _ _ _ _ _ _ _ _ _
The situation in the Middle East Plenary Y: Greece
A: Spain 
N: the others
The situation in the Middle East Plenary Y: Greece
A: Spain 
N: the others































































































































O N  TH B  M I N O R I T Y
R E P O R T  OF_ _ _ _ _ _ _










1st Coa. N: France
A: United Kingdom 
Y: the others
1st Coa. Y: Denaark



























































































































_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ REPORT OF_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _





Implementation of the collective security 1st Con. Ï: Greece 




Resumption of the distribution to Palestine SPC I: Greece
refugees (UNRHA) A: Spain
N: the others








Hunan rights and use of scientific and 3rd Con. I: Greece





Implementation of the Declaration on the (th Con. ?: Greece 
Granting of Independence to Colonial Countries N: United Kingdon
and peoples by the specialised U.N. agencies A: the others
































































































R E S O L U T I O N O B J E C T ON TH E  M I N O R I T Y
R E P O R T  OF_ _ _ _ _ _ _
40/252
40/255




Working Capital Fund for 1986-87 5th Coi. Y: Deniark 
N: Spain 
A: the others
40/257 ABC Eaoluaents, pension scheae and conditions of 5th Coi. Y: Denaark
service for the aeabers of the International Greece







Code of Offence against the Peace and Security 6th Coi. N: France 





Report on Enhancing the Effectiveness of the 6th Coi. 
Principle of Non-Use of Force in International 
Relations
Y: Greece



































































































VOTES DIAMETRICAL OPPOSED 
(without three-way split votes)
O B J E C T  O N  T HE M I N O R I T Y
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ R E P O R T  OP_ _ _ _ _ _ _ _
Israeli nuclear a m n e n t 1st Con. Y: Greece
N: the others
Nuclear-weapon freeze 1st Con. Y: Greece
Ireland
N: the others
40/152A Non-use of nuclear weapons and prevention 1st Con. ?: Greece 
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